
In Österreich gibt es rund 100.000
Vereine. Schätzungen zufolge gehört
jeder Bewohner im Durchschnitt

mindestens fünf Vereinen an. Trotz der
großen Zahl und der gesetzlich präzise
geregelten Verwaltung des Vereinswe-
sens waren Vereine bisher nur lokal bei
den zuständigen Behörden registriert; in
erster Instanz waren das die Sicherheits-
direktionen. Die Evidenz über die Ver-
eine wurde unterschiedlich geführt, teil-
weise noch in Papierform, teilweise in
verschiedenen EDV-Plattformen. Seit
langem wurde daher der Ruf nach der
Schaffung eines zentralen Vereinsregi-
sters laut. 

Wesentliches Element des Konzepts
eines „Zentralen Vereinsregisters“
(ZVR) ist, dass das Bundesministerium
für Inneres eine zentrale Datenbank
führt, die die lokalen Vereinsbehörden
für sich auch als lokales Vereinsregister
nützen. Vereinsbehörden sind aufgrund
der Novelle des Vereinsgesetzes seit 1.
Juli 2002 die 14 Bundespolizeidirektio-
nen, die 84 Bezirkshauptmannschaften
und zwei Statutarstädte in Niederöster-
reich. Die Sicherheitsdirektionen sind
im neuen Vereinsrecht nunmehr Behör-
den zweiter Instanz. Durch die Schaf-
fung des ZVR soll die Vereinsarbeit
und die Vereinsverwaltung erleichtert
und unterstützt werden; durch lokale
Vereinsregister soll das Dienstleistungs-
angebot der Vereinsbehörden verbessert
werden. So ist mit dem ZVR nun eine
Auskunft bei jeder Vereinsbehörde ers-
ter Instanz österreichweit möglich. 

Wesentlichstes Element eines zentra-
len Registers ist die Gewährung der
Ausschließlichkeit von Vereinsnamen,
die sich nur mit einer zentralen Daten-
bank bewerkstelligen lässt – allerdings
nicht für bereits bestehende Vereine mit
Namensgleichheit. Mit der Schaffung
des ZVRs wird sich bei den Vereins-
behörden neben einer Verbesserung des
Dienstleistungsangebots der Verwal-
tungsaufwand wesentlich reduzieren.
Auch die Möglichkeit einer Internet-
Abfrage ist vorgesehen. Eine Online-
Auskunft aus dem Zentralen Vereinsre-
gister ist kostenlos. Vereinsauflösungen
(auch freiwillige) können im ZVR ohne
Kostenpflicht – und ohne Amtsblatt –
veröffentlicht werden. Für einen best-
möglichen Datenschutz sind umfassen-
de Vorkehrungen getroffen.  

Die Entwicklung des ZVR gestaltete
sich nicht ganz einfach. Eine besonders
große Herausforderung war es, die un-

terschiedlichen EDV-Systeme unter ein
Dach zu bringen. Sehr gut bewährt hat
sich hierbei die Zusammenarbeit mit
den betroffenen Behörden, den Ämtern
der Landesregierungen und den Polizei-
direktionen. In Arbeitsgruppen wurde
zunächst ein „Pflichtenheft“ erarbeitet;
die Umsetzung des Pflichtenheftes ging
jedoch mangels Ressourcen nicht ohne
Verzögerung von statten. Ein geänder-
ter Projekt-Ablaufplan unter dem „Coa-
ching“ eines externen Beraters ermög-
lichte 2005 eine zügige Beendigung des
Projekts.

Bereits Mitte 2005 stand das Zentra-
le Vereinsregister EDV-technisch zur
Verfügung und ging – abgesehen von
den Office-Funktionalitäten und den In-
ternet-Funktionalitäten – in den so ge-
nannten „DV-technischen Vollbetrieb“.
Die Datenübertragung von bestehenden
Plattformen konnte im zweiten Halbjahr
2005 abgeschlossen werden. 

Die größte Herausforderung war ne-
ben der Daten-Migration die Daten-
rückerfassung bei jenen Behörden, bei
denen eine Übertragung nicht zu be-
werkstelligen war. Im zweiten Halbjahr
2005 haben in Zusammenarbeit mit den
Ämtern der Landesregierungen schließ-
lich umfangreiche Schulungen der Be-
diensteten stattgefunden. Die Office-
Funktionen wurden rechtzeitig bereitge-
stellt; es handelt sich um Schnittstellen,
mit denen die lokalen Vereinsbehörden
aus der Datenbank Schriftsätze generie-
ren und versenden können.

Robert Stein
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Z E N T R A L E S  V E R E I N S R E G I S T E R

ZVR: Zentrale Datenbank im Bundes-
ministerium für Inneres.

Mehr Service und Transparenz
In kaum einem Land sind die Bürger im Durchschnitt in so vielen Vereinen Mitglieder wie in Österreich.

Das neue zentrale Vereinsregister bringt mehr Service und Transparenz.

Aufklärungsquote um 
1,7 Prozent gestiegen

Von Jänner bis November 2005
wurden in Österreich um 33.244
Straftaten weniger angezeigt als im
Vergleichzeitraum des Jahres 2004.
Das bedeutet einen Rückgang der Kri-
minalität um 5,7 Prozent. Die Auf-
klärungsquote ist im gleichen Zeitraum
um 1,7 auf 39,4 Prozent gestiegen.

Der positive Trend ist in Wien be-
sonders deutlich. In der Bundeshaupt-
stadt gibt es gegenüber dem Ver-

gleichszeitraum des Vorjahres einen
Kriminalitätsrückgang von 8,0 Prozent.
Niederösterreich liegt im Bundeslän-
dervergleich mit einem Rückgang von
7,5 Prozent an zweiter Stelle.

Innenministerin Liese Prokop sieht
in diesen Erfolgen einen Beweis für die
Wirksamkeit der neuen Kriminalitäts-
bekämpfungsstrategien, die in Koope-
ration zwischen dem Bundeskriminal-
amt und den Sicherheitsverantwortli-
chen in den Ländern festgelegt wurden.

Die Ministerin verwies auf die vom
Innenministerium in den Westbalkan-

Staaten gesetzten Maßnahmen gegen
die organisierte Kriminalität. In diesen
Ländern seien bereits große Fortschritte
in den Bereichen Inneres und Justiz er-
zielt worden. Die Fortsetzung des Dia-
logs mit den Westbalkan-Staaten sei
besonders wichtig, weil sich die dorti-
gen Sicherheitsverhältnisse auf Öster-
reich auswirkten. Prokop: „Die Be-
kämpfung der Korruption und anderer
Kriminalitätsformen sind eine große
Herausforderung. Wir werden deswe-
gen die Kooperation mit unseren Nach-
barn im Osten und Südosten Europas
vorantreiben.“
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